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			45 Jahre Partner in Sachen Forschung

			Wissenschaftsdirektorin Menvielle über deutsch-argentinische Projekte

			Von Marcus Christoph
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			Águeda Menvielle im Gespräch mit dem Argentinischen Tageblatt. (Foto: Min. de Ciencia y Tecnología)

			Buenos Aires (AT) – Die wissenschaftlichen Beziehungen zwischen der Republik Argentinien und der Bundesrepublik Deutschland sind besonderer Natur: 1969 schlossen beide Staaten erstmals ein Abkommen zur akademischen Kooperation. Seitdem hat sich eine echte Erfolgsstory entwickelt. „Es ist eine erfolgreiche, ununterbrochene und stetig wachsende Zusammenarbeit“, charakterisiert Águeda Menville den erreichten Grad der Beziehungen. 

			Die Diplom-Ingenieurin ist im argentinischen Wissenschaftsministerium als Direktorin für die internationalen Beziehungen und somit auch für den wissenschaftlichen Kontakt zu Deutschland zuständig. Gegenüber dem Argentinischen Tageblatt erläuterte Menvielle die wichtigsten Aspekte der wissenschaftliche Partnerschaft zu Deutschland, die mit 45 Jahren die älteste ist, die Argentinien mit einem anderen Land unterhält.

			Von Austauschprogrammen für Studierende bis zum binationalen Forschungsinstitut weise die Kooperation mit Deutschland alle Formen der Zusammenarbeit auf, die Argentinien mit anderen Ländern eingehe, so Menvielle. „Es gibt sehr direkte, unkomplizierte Beziehungen, die stets zu konkreten Resultaten führen“, lobt sie das gute Miteinander. 

			Die wissenschaftlichen Prioritäten, auf die sich beide Staaten verständigt haben, sind: Ingenieurswissenschaften, Biomedizin, Umweltwissenschaften und Bioökonomie. Die Fokussierung sei im Laufe der Jahre erfolgt, damit die wissenschaftlichen Erträge größer werden, so Menvielle, die an den Deutschen besonders Disziplin und deren hohes wissenschaftliches Niveau schätzt.

			Als ein besonders herausragendes Beispiel für die Kooperation hebt die Funktionärin das 2011 im neuen Wissenschaftszentrum („Polo Científico“) von Buenos Aires eröffnete Max-Planck-Partnerinstitut für Biomedizin hervor. Ein solches Forschungslaboratorium sei die „höchste Form der wissenschaftlichen Zusammenarbeit, die überhaupt zwischen zwei Staaten existieren kann“. Es profitieren beide Seiten: Für Deutschland sei es der Anlauf- und Knotenpunkt in Lateinamerika, wie auch die kürzlich erfolgte Einrichtung eines Koordinierungsbüro der Max-Planck-Gesellschaft im selben Gebäude zeige. 

			Aber auch Argentinien werde in der Region zu einem Kristallisationspunkt für die Wissenschaft, meint Menvielle. Das Institut trage dazu bei, dass lateinamerikanische Wissenschaftler in ihrer Region ausgebildet werden, was einer Zielsetzung des argentinischen Wissenschaftsministers Lino Barañao entspreche.

			Seit 2013 hat auch das Deutsch-Argentinische Hochschulzentrum (DAHZ) seine Arbeit aufgenommen. Es sind die ersten fünf binationalen Master- und Promotionsprogramme in den Bereichen Wirtschafts- und Ingenieurswissenschaften, Biomedizin, Stadtplanung und Logistik auf den Weg gebracht worden. Die Projekte werden jeweils von einer argentinischen und einer deutschen Universität durchgeführt. 

			Beteiligt sind auf deutscher Seite Unis aus Biberach, Mainz, Bonn-Rhein-Sieg, Weimar und Göttingen sowie auf argentinischer Seite die Unis Tucumán, San Luis, Córdoba, Rosario sowie die Wirtschaftshochschule UCES aus Buenos Aires. Die Abschlüsse werden beiderseits anerkannt. Neben den Regierungen beider Länder unterstützen auch deutsche Unternehmen, die seit Langem in Argentinien aktiv sind, das Projekt. Das DAHZ hat sowohl in Argentinien wie in Deutschland ein Büro, wo die Projekte koordiniert werden.

			Aber Max-Planck-Partnerinstitut und das Hochschulzentrum sind nur zwei Aspekte, der Zusammenarbeit. Mit dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, dem Deutschen Akademischen Auslandsdienst, dem Freistaat Bayern, den Instituten Leibniz und Frauenhofer sowie der Deutschen Forschungsgemeinschaft nennt Menvielle die wichtigsten Partner Argentiniens in Deutschland. Mit dem Freistaat Bayern etwa gibt es ein virtuelles Zentrum mit umweltwissenschaftlichem Schwerpunkt. 

			Nach Einschätzung der Funktionärin ist es vor allem das Feld der Bioökonomie, das künftig immer wichtiger wird. „Das ist wirklich die Zukunft“, so Menvielle in Bezug auf die angestrebte Wirtschaftsform, die auf der nachhaltigen Nutzung von biologischen Ressourcen basiert. Im Mai fand zu diesem Thema ein erster binationaler Workshop in Buenos Aires statt, an dem deutsche Wissenschaftler teilnahmen (wir berichteten). Im September soll es eine weitere Tagung in Deutschland geben, bei der konkrete Projekte festgelegt werden sollen.

			Unter dem Strich bewertet Menvielle die Bedingungen für Wissenschaft in Argentinien als günstig: „Es ist ein guter Standort. Das wird ja auch durch das Engagement der Deutschen belegt, die Argentinien als ersten Partner in Lateinamerika ausgesucht haben.“ Da spielten schwierige Rahmenbedingungen wie Inflation oder mangelnde Konvertibilität des argentinischen Pesos eine untergeordnete Rolle: „Wissenschaftler gehen dorthin, wo es gute Forschungsbedingungen gibt.“

			Gegenwärtig verfolgt die argentinische Regierung mit dem Programm „Raices“ das Ziel, im Ausland arbeitende Wissenschaftler zurückzuholen. Offenbar mit Erfolg. So konnten von den einst 5000 argentinischen Forschern im Ausland in den letzten zehn Jahren 1089 überzeugt werden, wieder in ihrer Heimat zu arbeiten. „Ein starkes Signal“, sagt Menvielle. Sie entschieden sich für diesen Schritt, da es in Argentinien das gleiche oder sogar ein besseres Forschungsniveau gebe als in den Ländern, in denen sie zuvor arbeiteten. Aus Deutschland seien bereits 69 argentinische Wissenschaftler in ihr Heimatland zurückgekehrt.

			Die argentinische Regierung fördere den heimischen Wissenschaftsstandort auch dadurch, dass alle Importe, die für die Forschung nötig seien, ohne Einfuhrsteuer ins Land gelangen könnten, so die Funktionärin.

			Was die Zukunft der Zusammenarbeit mit Deutschland betrifft, hat Menvielle keine Sorgen: „Unsere Kooperation ist so dynamisch, dass bei einem guten Vorschlag schon morgen ein neues Projekt entstehen kann.“ Man darf gespannt sein.
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			Boudou muss zum Verhör

			„Ciccone“-Skandal: Historische Vorladung für den Vizepräsidenten

			Buenos Aires (AT/mc) – Für Vizepräsident Amado Boudou wird es ernst. Der Vizepräsident muss sich am Montag einer Vernehmung durch den Ermittlungsrichter Ariel Lijo stellen. Dabei hat Boudou zu möglichen persönlichen Verstrickungen in die dubiosen Machenschaften der Firma „The Old Fund“ Stellung zu nehmen. In einem Fall geht es um die Übernahme der Druckerei „Ciccone“ im Jahr 2010, in einem anderen um das Kassieren von Beratungshonoraren von der Provinz Formosa ein Jahr zuvor. Die Kernfrage ist, ob der Politiker seine damalige Position als Wirtschaftsminister für finanzielle Vorteile missbrauchte.

			Es ist das erste Mal in der argentinischen Geschichte, dass der zweithöchste Repräsentant des Staates während seiner Amtszeit vor einen Ermittlungsrichter zitiert wird. Das Verhör sollte ursprünglich am 15. Juli stattfinden. Doch zu diesem Zeitpunkt wird Boudou Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner vertreten, die zu einem Treffen der Brics-Staaten nach Brasilien fährt. Boudou beantragte vor diesem Hintergrund die Vorverlegung des Verhörs. 

			Seine Anwälte reichten am Mittwoch zudem einen Antrag auf Aufhebung des Vorladung ein. Doch Boudou erklärte sich bereit, zur Vernehmung zu erscheinen, damit er seine Unschuld beweisen könne. Er sieht sich als Opfer einer Medienkampagne.

			In der Vorladung von Richter Lijo werden mehrere Verdachtsmomente gegen Boudou aufgeführt: Er muss sich des Vorwurfs erwehren, in seiner damaligen Funktion als Wirtschaftsminister auf direkte Weise in die Verhandlungen zum Kauf der „Ciccone“-Druckerei eingegriffen zu haben. Des Weiteren wird er bezichtigt, durch Mittelsmänner dafür gesorgt zu haben, dass das gegen „Ciccone“ laufende Konkursverfahren aufgehoben und das Unternehmen anschließend mit Staatsaufträgen versorgt wurde. 

			Um Letzteres zu gewährleisten, habe er möglicherweise auch beim staatlichen Münzamt interveniert, das Aufträge zum Gelddruck nicht mehr an „Ciccone“ vergeben wollte. Auch die Produktion von Wahlzetteln des Regierungsbündnisses „Front für den Sieg“ bei den Wahlen 2011 durch besagte Druckerei soll bei dem Verhör auf den Prüfstand kommen.

			Schließlich muss sich Boudou zu den Honoraren in Höhe von 7,6 Millionen Pesos äußern, die die Provinz Formosa an „The Old Fund“ gezahlt hat.
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			Die Woche in Argentinien

			Beweise gegen Báez

			Die Vorwürfe der Geldwäsche gegen den Unternehmer und Kirchner-Freund Lázaro Báez scheinen sich zu erhärten. So gab die schweizerische Bundesanwaltschaft vor wenigen Tagen bekannt, dass „Kapitalgesellschaften, die mit der Familie Báez in Verbindung stehen“, rund 22 Millionen US-Dollar von Panama aus auf Konten in der Schweiz überwiesen hätten. Dies geht aus einem Rechtshilfegesuch hervor, das die Schweizer Bundesstaatsanwältin Angèle Wellauer an den argentinischen Ermittlungsrichter Sebastián Casanello gerichtet hat. Darin bittet die eidgenössische Justiz um Übermittlung von Dokumenten zu Prozessen, die gegen Báez in Argentinien geführt werden. In der Schweiz wird seit April 2013 gegen Báez ermittelt, nachdem die betroffene Bank die Schweizer Meldestelle für Geldwäsche (MROS) über „dubiose Bewegungen“ auf den Konten der Familie Báez informiert hatte. Unabhängig davon wird auch in Argentinien gegen den Geschäftsmann ermittelt. Öffentliche Aufmerksamkeit erlangte der Fall vor allem durch den TV-Journalisten Jorge Lanata. Dieser behauptete, Báez habe bei öffentlichen Bauaufträgen durch fingierte Rechnungen Millionen kassiert, die über Umwege in die Schweiz befördert worden seien. Laut Lanata habe Báez seine Machenschaften direkt mit Néstor Kirchner abgestimmt.

			Perón-Denkmal

			Das geplante Denkmal für Ex-Präsident Juan Domingo Perón in Buenos Aires nimmt Gestalt an. Zunächst verabschiedete das Stadtparlament vor wenigen Tagen mit den Stimmen der regierenden Pro-Partei und der linksperonistischen „Front für den Sieg“ ein Gesetz, das die Schaffung eines Monuments zu Ehren des legendären Generals auf dem Paseo Colón gegenüber dem alten Zollhauptamt verbindlich festschreibt. Dann entschied eine Jury, in der unter anderen die Ex-Präsidenten Eduardo Duhalde, Ramón Puerta und Adolfo Rodríguez Saá sowie Gewerkschaftsboss Hugo Moyano saßen, dass das Denkmal nach den Plänen des Bildhauers Carlos Benavídez gebaut werden soll. Der siegreiche Entwurf sieht eine Statue Peróns in Zivilkleidung vor, der seine Arme öffnet und zum Gruß in die Höhe hebt. Die Figur soll auf drei Stufen stehen, die die drei Amtszeiten Peróns als Präsident symbolisieren. Benavídez sprach zudem von zahlreichen gestalterischen Details, die die Ideen vom „freien und souveränen Vaterland“ sowie von „politischer, sozialer und wirtschaftlicher Unabhängigkeit“ widerspiegeln sollen.

			Imbisse in Parks

			In den Parks von Buenos Aires, die mindestens fünf Hektar groß sind, dürfen künftig Imbisse aufgemacht werden. Dies beschloss das Stadtparlament mit den Stimmen der regierenden Pro-Partei von Bürgermeister Mauricio Macri und des Mitte-Links-Bündnisses UNEN. Das neue Gesetz sieht vor, dass die „Servicestationen“ genannten Einrichtungen Sandwiches, Süßigkeiten, Konditoreiprodukte und alkoholfreie Getränke anbieten dürfen. Verboten ist indes der Verkauf von Alkoholika und Zigaretten. Die Imbisse müssen Sanitäreinrichtungen, Fahrradständer sowie eine kostenlose Internetverbindung vorhalten. Je Park soll es höchstens fünf Imbisse geben. Das Projekt stieß auf scharfe Kritik der städtischen Opposition. Für die K-Peronisten erklärte die Abgeordnete Claudia Neira, dass man einem Vorhaben nicht zustimmen könne, das zum Ziel habe, den privaten Sektor zur tragenden Säule für öffentliche Räume zu machen. Dem hielt José Luis Acevedo von Macris Pro-Partei entgegen, von der Neuerung profitierten vor allem jene Bürger in ihrer Freizeit, die sich keine Aufenthalte in teuren Clubs oder Countrys leisten könnten.

			Langjährige Haftstrafe

			Mit einer langjährigen Freiheitsstrafe für den Hauptangeklagten endete am Montag der Strafprozess zur Aufarbeitung des Doppelmordes an zwei französischen Touristinnen im Juli 2011 in Salta. 30 Jahre muss Gustavo Lasi (25) hinter Gitter. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass der Fremdenführer die beiden jungen Frauen Cassandre Bouvier (29) und Houria Moumni (23) in der Schlucht von San Lorenzo ermordet, vergewaltigt und ausgeraubt hat. Der Angeklagte hatte eingeräumt, sich sexuell an einer der beiden Touristinnen vergangen zu haben. Er bestritt jedoch den Doppelmord, für den er die beiden Mitangeklagten Daniel Vilte (24) und Santos Clemente Vera (38) verantwortlich machen wollte. Doch damit konnte Lasi die Richter nicht überzeugen. Sie sprachen  für die beiden Letztgenannten gemäß dem Grundsatz „Im Zweifel für den Angeklagten“ Freisprüche aus. Jeweils zweijährige Bewährungsstrafen gab es für Omar Ramos und Antonio Sandoval wegen Beihilfe. Lasis Anwalt kündigte an, gegen das Urteil in Berufung gehen zu wollen. 

			Autobahn „Illia“ verlängert

			Was lange währt, wird endlich gut. An diese Redewendung muss man mit Blick auf den Ausbau der Autobahn „Illia“ im Norden von Buenos Aires denken. Zehn Jahre hat es gedauert von der Ankündigung bis zur Einweihung des neuen Teilstücks entlang dem Flughafen „Aeroparque“. Es verbindet die in der Innenstadt bei der „9 de Julio“ beginnende Autobahn mit der Schnellstraße „Cantilo“ und so mit der „General Paz“, dem äußeren Ring der Hauptstadt. Zur Feier des Tages gab es ein Bild mit Seltenheitswert, als sich Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und Bürgermeister Mauricio Macri – für gewöhnlich Kontrahenten - umarmten und küssten. „Die Menschen, die die Autobahnen benutzen, interessieren sich nicht für unsere politischen Differenzen“, sagte Macri. Und auch Cristina schlug versöhnliche Töne an: „Man muss Unterschiede auf zivilisierte Weise überwinden und im Sinne der Menschen zu Kompromissen finden.“  Bei so viel zur Schau gestellter Harmonie geriet fast in Vergessenheit, dass die Baumaßnahmen jahrelang wegen Streitigkeiten zwischen Stadt und Nation nicht vorankamen und die Entlastungsmaßnahme für den Verkehr aus der Stadt in Richtung Norden so auf sich warten ließ.  Durch das nun fertiggestellte 3,5 Kilometer lange Teilstück der „Illia“ soll eine Fahrt von der „9 de Julio“ im Stadtzentrum bis zur „General Paz“ gut 20 Minuten weniger in Anspruch nehmen als bisher, schätzen die Verkehrsplaner der Hauptstadt die Zeitersparnis ein. (AT/mc)
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			Der Pariser Klub

			Nach über zwanzigstündigen Verhandlungen ohne Unterbrechungen in Paris konnte Wirtschaftsminister Axel Kicillof Anfang der Vorwoche die seit über zehn Jahren ausstehenden Schulden der argentinischen Regierung gegenüber ausländischen Staaten grundsätzlich regeln. Die endgültigen Verträge mit den Gläubigern müssen noch formell vereinbart werden. 

			In der Öffentlichkeit wundert sich niemand über den Umstand, dass die Verhandlungen mit einem Klub geführt wurden, der keiner ist. Ein Klub dient normalerweise dem Sport oder der Unterhaltung wie Kartenspielen. Staatsfinanzen sind kein Klub. Die Bezeichnung „Klub“ entstand eigenartigerweise Ende Mai 1956, als die damalige provisorische Militärregierung auf Anregung des britischen Finanzamts den Vizepräsidenten der Zentralbank Roberto Verrier nach Paris schickte, um mit den Vertretern von 13 europäischen Staaten und Japan die Umwandlung der damals in Argentinien und Europa bestehenden bilateralen Zahlungsabkommen in ein multilaterales System und die Regelung der ausstehenden Schulden der Zentralbank mit staatlichen Kreditgarantiefonds wie Hermes in Deutschland, Coface in Frankreich, usw. zu regeln. Diese Fonds werden eingeschaltet, wenn der Schuldner nicht zahlt, so dass die Auslandsbank nicht kassiert und den Fonds beansprucht. Es handelte sich um 500 Millionen Dollar, die auf zehn Jahre mit einem Zinssatz von 3,5 Prozent und mit jährlichen Fälligkeiten umgeschuldet wurden. Das Pariser Abkommen hatte den umständlichen Namen „Abkommen über Handel, Zahlungen und Schulden“ und war die Grundlage für nachfolgende bilaterale Verträge, die im November 1957 in Buenos Aires unterschrieben wurden. In der Presse konnte ein solcher derart langer Titel nicht verkraftet werden. Der französische Verhandlungsleiter Jean Sadrin, der in Paris mit Verrier Ende der zwanziger Jahre studiert hatte, erfand daraufhin den Namen „Klub von Paris“, der sich sofort einbürgerte und seither zahllose andere bilaterale Verträge zur Regelung ähnlicher Staatsschulden und -forderungen zur Folge hatte. Argentinien war mehrmals Schuldner. Inzwischen hat die französische Regierung ein Sonderamt hierfür eingerichtet, das die Parteien auf Antrag einer Schuldnerregierung einlädt und die Verhandlungen leitet. All das hat mit einem Klub nichts gemeinsam, aber die Tradition überwog, und es blieb bei dem Namen.

			Im Fall der jetzigen Regelung hat sich herausgestellt, sie kraft unnötiger Verzögerung Strafzinsen über zwei Milliarden Dollar zusätzlicher Schulden angehäuft hat. Hätte die Regierung von Néstor Kirchner vor bald einem Jahrzehnt ihre Schulden von rund 10 Milliarden Dollar dem Internationalen Währungsfonds nicht unnötigerweise gesamthaft getilgt, wäre es einfach gewesen, die damaligen Schulden im Pariser Klub zu bereinigen. Diese unverständliche Finanzstrategie kostet Argentinien nun über zwei Milliarden zusätzliche Tilgungen, die mehrheitlich der nächsten Regierung ab Ende 2015 aufgebürdet werden. Die neue Regelung wird aber frühestens in einigen Monaten wirksam, wenn die bilateralen Verträge unterzeichnet und in Kraft sind und die erste Fälligkeit bezahlt worden ist. Erst dann werden die Gläubigerregierungen und ihre Garantiefonds entscheiden, ob sie wieder Kreditgarantien für Maschinenkäufe erstellen, damit erhoffte neue Investitionen die argentinische Wirtschaft aus ihrer jetzigen Flaute herausholt. Regierung und Opposition begrüßten diesen Kompromiss im Pariser Klub, der keiner ist. Ende gut, alles gut.
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			Goodbye London

			Von Stefan Kuhn

			Im Grunde genommen hat der britische Premierminister David Cameron ja Recht. Es wäre besser, wenn der nächste EU-Kommissionspräsident ein Reformer wäre und kein Alteuropäer wie der Luxemburger Christsoziale Jean Claude Juncker. Allerdings stellt sich der konservative Brite unter einem Reformer jemanden vor, der die EU politisch entmachtet. Nach Camerons Ideen soll Brüssel Kompetenzen an die Mitgliedsländer zurückgeben.

			Für eine solche Politik steht Juncker nicht, deshalb wehrt sich der britische Premier mit allen Mitteln gegen die Personalie. Er hat bereits mit dem Austritt Großbritanniens aus der EU gedroht. Solch ein Szenario hat inzwischen seinen Schrecken verloren. Es gibt sicher noch eine Mehrheit, die einen Austritt Großbritanniens bedauern würde, aber eben auch viele, die einem derartigen Schritt überwiegend Positives abgewinnen könnten.

			Cameron hat schon lange angekündigt, die britische Bevölkerung bis 2017 über den Verbleib in der EU abstimmen zu lassen. Wenn die EU-Mitglieder London nicht eine kostenfreie Ehrenmitgliedschaft mit allen Rechten, aber ohne Pflichten anbieten, dürften sich die Briten für einen Austritt entscheiden. In dieser Hinsicht ist es besser, London sagt schon jetzt „goodbye“. Das erspart dem Rest Europas eine dreijähriges Gerangel um Vergünstigungen für Großbritannien, die der Bevölkerung am Ende dann doch nicht weit genug gehen.

			Die Briten müssen selber merken, was sie an der EU haben. Das tun sie am ehesten, wenn sie nicht mehr dabei sind. Obwohl britische Unternehmen vor diesem Schritt warnen, dürften die Konsequenzen für die Bevölkerung nur im Extremfall hart werden. Das Vereinigte Königreich könnte ja wie Norwegen oder die Schweiz im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bleiben. Das hat Vorteile, aber auch den großen Nachteil, dass man keinen Einfluss mehr auf Entscheidungen in Brüssel hat. Manche gehen auch davon aus, dass der Finanzplatz London an Bedeutung verliert. Doch das hat man schon bei der von London abgelehnten Euro-Einführung vorhergesagt. Camerons Anti-EU-Töne könnten allerdings das schottische Unabhängigkeitsvotum am 18. September beeinflussen. Schottland gilt als EU-freundlicher als der Süden der Insel.

			Ein Austritt der Briten würde die EU zunächst hart treffen. Vor allem den Haushalt in Brüssel, denn London ist Netto-Zahler. Für viele EU-Strukturprogrammen wäre weniger Geld zur Verfügung. Vielleicht würde das Beispiel auch Schule machen, andere Länder könnten austreten oder auch nur die Rolle Großbritanniens als Quertreiber übernehmen. Ein Gesundschrumpfen wäre jedoch nicht die schlechteste Lösung für die EU. Wenn man wie das Vereinigte Königreich nur eine europäische Freihandelszone mit ein paar notwendigen Normen und Regeln will und die EU-Mitgliedschaft dazu benutzt, alles, was darüber hinausgeht, zu blockieren, gehört man wirklich nicht dazu. Für solch ein Europa braucht man keinen Verwaltungsmoloch in Brüssel.

			Die europäische Idee ist Erfolgsgeschichte, ein Friedenswerk. Zum Motor der EU wurden die früheren Erzfeinde Deutschland und Frankreich. Frühere Diktaturen wie Spanien, Portugal und Griechenland wurden in der EU bzw. EG zu gefestigten Demokratien. Wo früher der Eiserne Vorhang Europa teilte gibt es heute offene Grenzen. Von den Balkanstaaten, dem letzten europäischen Kriegsschauplatz, sind Slowenien und Kroatien EU-Mitglieder. Serbien ist Beitrittskandidat, irgendwann werden auch Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Montenegro, Kosovo und Albanien folgen.

			2012 hat die Europäische Union den Friedensnobelpreis verliehen bekommen. Er ist trotz aller Kritik mehr als verdient. Dennoch hat die Union nicht erst seit heute neue Herausforderungen zu bewältigen. Gegenüber den USA, China, Russland und den kommenden Großmächten Indien und Brasilien kann sie nur bestehen, wenn sie sich auch politisch einigt. Die im Vertrag von Lissabon 2009 festgelegte gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ist da ein erster Schritt. London hat diesen Schritt bisher erfolgreich unterminiert. 

			Jean-Claude Juncker etwa war schon vor drei Jahren als ständiger EU-Ratspräsident im Gespräch. Den Posten bekam schließlich der blasse Belgier Herman Van Rompuy, dessen Namen man nach zwei Jahren Amtszeit außerhalb Brüssels kaum kennt. Der Mann war so farblos, dass er auch im Vereinigten Königreich durchging.

			Ein weiteres Geschenk an London war die Besetzung des EU-Außenministerpostens durch die Britin Catherine Ashton. Sie ist Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik. Schon vor Lissabon gab es mit dem Spanier Javier Solana einen informellen EU-Außenminister. Solana verhalf der EU außenpolitisch Profil. Er war als früherer spanischer Außenminister und späterer Nato-Generalsekretär international anerkannt. Ashton konnte mit dem aufgewerteten EU-Amt wenig anfangen. Die Labour-Politikerin erhielt von ihrem konservativen Landsmann Cameron auch wenig Unterstützung.

			Europa muss sich entscheiden, ob es als Anhängsel der USA weitermachen oder ein eigenes politisches Profil gewinnen will. Letzteres ist schwierig, denn Großbritannien ist zwar das Hauptproblem, aber bei weitem nicht das einzige. In der Ukraine-Krise vertrauen die osteuropäischen EU-Mitglieder mehr der US-amerikanischen Militärkraft als den zögerlichen EU-Sanktionen gegen Russland. Auf der anderen Seite müssen sich die Europäer aber auch fragen, was für eine Rolle sie für die USA spielen, wenn der dortige Geheimdienst selbst die Mobiltelefone europäischer Regierungschefs überwacht.

			Die EU muss sich auf ihre Ursprünge zurückbesinnen. Wenn einige Staaten bei der gemeinsamen Politik nicht mitziehen wollen, muss es ein Kerneuropa geben. Schon bei der EWG-Gründung gab es ein Europa der zwei Geschwindigkeiten. Die Benelux-Staaten beschlossen schon Ende der 1950er-Jahre eine engere Zusammenarbeit innerhalb der Gemeinschaft. Diese gilt heute als Vorbild für den Europäischen Binnenmarkt.

			Auch heute gibt es mit den Euro-Staaten und den Schengen-Mitgliedern, bei denen es keine Grenzkontrollen mehr gibt, ein Europa der zwei oder drei Geschwindigkeiten. Ein Kerneuropa könnte ein Modell sein, dem sich andere Staaten im Erfolgsfall anschließen könnten. Dem „Randeuropa“ könnten die Briten ja bedenkenlos angehören.
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			Randglossen

			Nach zehnjährigem Gerangel über die vor allem von Autofahrern nördlich von der autonomen Stadt Buenos Aires gewünschten Verlängerung der Autobahn Illia haben Präsidentin Cristina Kirchner und der Stadtregierungschef Mauricio Macri diese Verlängerung längs der Eisenbahnstrecke endlich formell eingeweiht. Bisher hatte die Präsidentin stets Verhandlungen mit dem Regierungschef abgelehnt, den sie nie empfing und mit dem sie auch nicht telefonierte. Diese sture Abneigung hat die Präsidentin endlich aufgegeben und auch die Garantie für einen Kredit der Interamerikanischen Entwicklungsbank zur Finanzierung des Abflusses des Bachs Vega in Belgrano erteilt, der bei heftigem Regen zu Überschwemmungen im Stadtviertel führte. Plötzlich sind normale Beziehungen der Regierung zur Stadt in ihrer Auslegung normal. Vorher nicht. Zur Freude von 30.000 Autofahrern täglich.

			Ricardo Forster, Sprecher der regierungstreuen Intellektuellen einer informellen Organisation, genannt „Carta Abierta“ („Offener Brief“), der sich mehrmals gegen Oppositionelle der Regierung ausgesprochen hat, was sein verfassungsmäßiges Recht ist, wurde überraschenderweise mit einem Staatssekretariat beglückt, das regierungstreue Kulturpropaganda betreiben soll. Diese Ernennung hat nur bestätigt, dass Foster regierungstreu ist und dafür belohnt wurde. Ansonsten werden durch die Schaffung neuer Ämter noch mehr Staatsgelder vergeudet, und das inflationsbedingte Defizit der Regierung angehoben. Das war alles überflüssig. Forster pflegt Meinungen zu äußern, darunter unlängst, dass Daniel Scioli, Gouverneur der Provinz Buenos Aires, nicht sein Kandidat für die nächstjährigen Primärwahlen, Spanisch im Kürzel genannt PASO, sei. Wer sein Kandidat sein wird, dürfte ihm demnächst Präsidentin Kirchner vorschreiben, der er jetzt von Amts wegen unterstellt ist. Wie gehabt.

			Normalerweise interessieren sich US-Medien wenig für deutsche Innenpolitik. Im Falle Wolfgang Bosbachs machten sie eine Ausnahme. Der CDU-Rechtsexperte nahm an der Promi-Version der Spielshow „Wer wird Millionär“ teil. Dabei kann man, wenn man an seine Wissensgrenzen stößt, einen Telefon-Joker einsetzen. Bosbach hatte sich dabei für seine allwissende Parteifreundin Angela Merkel entschieden. Als es um die Frage nach einer DDR-Waschmaschine ging, mit der man angeblich auch Obst einkochen konnte, rief der Kandidat die Kanzlerin an und erreichte nur deren Mailbox. Es ging immerhin um 500.000 Euro, aber Merkel, die in der DDR aufgewachsen ist, blieb stumm. Vermutlich hatte die Pfarrersfamilie Kasner eine Westwaschmaschine.

			Warum sich die US-Medien, darunter auch der TV-Sender ABC, für eine derartige Randnotiz interessierten, ist rätselhaft. Vermutlich hängt es mit dem vom US-Geheimdienst NSA abgehörten Merkel-Handy zusammen. Man witzelt darüber, dass Merkel die Antwort nicht wusste und sich nicht blamieren wollte. Es könnte natürlich auch sein, dass die NSA diesen Anruf abgeblockt hat, um einen derartigen Nonsens nicht auch noch zu übersetzen und protokollieren zu müssen. Viel wahrscheinlicher ist allerdings, dass Merkels Handy inzwischen so gesichert ist, dass sie nicht einmal von Parteifreunden zu erreichen ist, wenn diese uncodierte Nachrichten verschicken. Immerhin steckte Bosbach das Geld nicht in die eigene Tasche, es war für einen guten Zweck.
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			Eine neue Pensionierungsmöglichkeit für Personen ohne Beiträge

			Am Mittwoch kündigte die Präsidentin Cristina Kirchner ein neues Gesetzesprojekt an, das im Kongress eingebracht wird, durch das Personen eine Mindestpension erhalten, die das Pensionierungsalter (60 Jahre bei Frauen und 65 Jahre bei Männern) überschritten haben, aber die Beiträge während ihres aktiven Lebens gar nicht oder nur zum Teil gezahlt haben. Es sollen laut ANSeS theoretisch 474.000 Menschen sein. Der an Beiträgen geschuldete Betrag wird in Raten monatlich von der Pension abgezogen. Zum Unterschied mit dem System, das 2005 eingeführt wurde, wird jetzt bestimmt, dass der geschuldete Saldo mit dem gleichen Koeffizienten wie die Pension berichtigt wird. Das bedeutet, dass der Prozensatz des monatlichen Abzuges für Zahlung der geschuldeten Beiträge gleich bleibt.

			Das Moratorium von 2005 hat 2,8 Mio. Menschen erfasst, so dass die Deckung des Pensionierungssystems von 66,1% der Personen im Pensionierungsalter auf 93,8% überging. Mit dem neuen Einschluss steigt der Koeffizient auf gut 97%. Draussen bleiben Personen, die ein ausreichendes Einkommen haben und diese Pension nicht brauchen und Ausländer, die in den letzten Jahren ins Land gekommen sind und einige andere. Die Erweiterung des bestehenden Systems entspricht dem Konzept der Umwandlung der Pensionierung in eine Altersversicherung, so dass sämtliche ältere Menschen eine staatliche Unterstützung erhalten und nicht nur von Familienangehörigen oder eigenem Vermögen abhängen, um überleben zu können. Was bei diesem System beanstandet wird, ist die Gleichstellung derjenigen, die ihre Beiträge stets gezahlt haben und nur die Mindestpension erhalten (was über zwei Drittel der Pensionäre betrifft), mit anderen, die es nicht oder nur zum Teil getan haben. Es sollte hier eine Differenz des Betrages geben, um die Zahlung der Beiträge nicht zu entmutigen.

			Der bis 1993 geschuldete Betrag konnte nach dem System von 2005 in Raten auf mehrere Jahre gezahlt werden. Die Schuld, die danach entstanden war, musste in bar gezahlt werden. Jetzt wurde der Schnittpunkt auf das Jahr 2003 verlegt. Der geschuldete Betrag wird zunächst etwa halbiert, und dann in 60 monatlichen Raten gezahlt, die den Betrag der Pension nicht um 30% übersteigen dürfen, so dass es eventuell mehr sein können.

			CFK erklärte, dass das Moratorium von 2005 besonders Personen der mittleren Einkommenskategorien begünstigt habe. Sie bezog sich dabei auf eine graphische Darstellung, bei der die Bevölkerung in zehn Einkommensgruppen eingeteilt wurde. Jetzt sollen besonders die ärmeren Gruppen begünstigt werden. 2003 erhielten nur 23% der Einwohner der untersten Gruppe eine Pension; mit dem Moratorium von 2005 stieg der Prozentsatz auf 51,6%, und jetzt soll er noch weiter steigen. Dieses Mal soll die ANSeS auch die Einkommensverhältnisse derjenigen prüfen, die die neue Pension beantragen, aber ein relativ hohes Einkommen haben und sie somit nicht benötigen. Angeblich werden diese dann die Pension nicht erhalten.

			2005 waren Personen ausgeschlossen, die schon eine Hinterbliebenenrente bezogen. Jetzt dürfen auch diese die eigene Pension beziehen, ohne jene Rente zu verlieren. Beim Moratorium von 2005 bezogen sich 73% der Fälle auf Frauen, und dieses Mal dürfte es ähnlich sein. Bei Frauen ist es normal, das sie bei Heirat oder Schwangerschaft ihre Arbeit aufgeben oder unterbrechen, so dass sie beim normalen Pensionierungssystem draussen bleiben.
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			Steuereinnahmen im Mai: +35,1% 

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates (einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren) erreichten im Mai 2014 $ 105,07 Mrd., 35,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Es ist das erste Mal, dass die Grenze von $ 100 Mrd. überschritten wurde. In fünf Monaten 2014 sind es jetzt $ 448 Mrd., 34,8% mehr als im Vorjahr, womit das Plansoll für das ganze Jahr bequem erreicht werden dürfte. Die Zunahme ist hauptsächlich der Inflation zu verdanken, hat aber auch besondere Ursachen, wie der hohe Export von Sojabohne der letzten Monate, der den Erlös der Exportzölle sprunghaft in die Höhe getrieben hat.

			Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 29,25 Mrd., +38,6%. Hier spielt auch der Umstand eine Rolle, dass der Fiskus an der Inflation verdient, einmal, weil bei Unternehmen auch reine Buchgewinne versteuert werden, so dass der Satz von 35%, bezogen auf den echten Gewinn in vielen Fällen auf über 50% steigt. Und dann auch, weil das steuerfreie Minimum hinter der Inflation zurückbleibt und die progressive Skala nicht korrigiert wird. Der Mittelstand wird dabei mit einem zunehmenden durchschnittlichen Steuersatz erfasst, während hohe Einkommen schon vorher im Schnitt nahe bei 35% lagen, so dass sich mit der Inflation wenig ändert. Die Gewinnsteuer hat im Mai mehr als die MwSt. ergeben, was anormal ist. 

			- Mehrwertsteuer: $ 25,77 Mrd., +26,8%. Der Erlös stieg weniger als die Preise, wobei hier vornehmlich der geringere Umsatz von dauerhaften Gebrauchsgütern (an erster Stelle Automobile) zum Ausdruck kommt.

			- Exportzölle: $ 8,80 Mrd., +62,8%. Diese Zunahme ist durch die Exportsaison bei Sojabohne, und auch bei Mais, bedingt, und dürfte somit ab August abflauen.

			- Importzölle: $ 2,56 Mrd., +30,2%. Die Entwicklung war hier normal.

			- Brennstoffsteuer: $ 1,52 Mrd., +44,3%. Hier kommt die Erhöhung der Preise von Benzin und Dieselöl zum Ausdruck, die in 12 Monaten zum Mai weit über der Inflation lag, und somit auch den niedrigeren Absatz mehr als ausgeglichen hat.

			- Schecksteuer: $ 6,23 Mrd., +35,9%. Der Erlös hält hier Schritt mit der Inflation, was normal ist.

			- Persönliches Vermögen: $ 3,94 Mrd., +41,6%. Auch hier macht der Fiskus mit der Inflation ein Geschäft, da bei Übertretung der unveränderten Mindestgrenze von $ 300.000 das ganze Vermögen erfasst wird. Ebenfalls wird die Hinterziehung bei dieser Steuer immer schwieriger.

			- Sozialabgaben: $ 23,62 Mrd., +28,1%. Die Zunahme entspricht etwa den Lohnerhöhungen, bringt jedoch keine Zunahme der legalen Beschäftigung zum Ausdruck.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,14, um 0,62% über der Vorwoche und um 24,75% über Ende 2013. Die ZB-Reserven betrugen u$s 28,64 Mrd., gegen u$s 28,54 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.6.14 $ 8,27, zum 30.9.14 $ 8,88, zum 30.12.14 $ 9,49, zum 31.3.15 $ 10,21 und zum 30.6.15 $ 11,10. Der Zinssatz bei Termingeschäften auf ein Jahr lag bei 33,57%. Der Schwarzkurs schloss bei Dollarnoten zu $ 11,55. Der Kurs, der sich bei Überweisungen über Staatsbonds in Dollar ergibt, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden, schloss bei $ 11,60. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag eine Zunahme von 0,25 und in diesem Jahr eine von 45.34%.

			***

			Par-Bonds in Pesos fielen in einer Woche zum Donnerstag um 0,32%, lagen aber 24,93% über Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren in der Woche 0,18%, verblieben im Jahr jedoch in einem Gewinn von 41,16%. Global 2017 Arg, in Dollar, stiegen in einer Woche 1,51% und ab Ende 2013 2,45%. Bonar 2024 (die anlässlich der Zahlung an Repsol ausgegeben wurden) stiegen in einer Woche 2,84%, und Boden 2015 lagen um 0,36% über einer Woche zuvor, aber um 2,49% unter Ende Dezember 2013.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 215,70 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 215,47) und bei 24 Karat zu $493,60 ($ 493,10).

			***

			Die Jahresrate der monetären Expansion ist weiter zurückgegangen. In 12 Monaten zum 23. Mai 2014 nahm die monetäre Basis (Geldscheine im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) um 12,81% zu, bei einer Abnahme von 8,58% ab Ende Dezember 2013. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten um 18,36%, bei einer Abnahme von 6,76% in diesem Jahr. Die gesamten Bankdepositen nahmen in 12 Monaten zum 23.5.14 um 20,89% zu, und die gesamten Bankredite um 25,57%. 

			***

			Die Präsidentin Cristina Kirchner kündigte am Donnerstag ein Gesetzesprojekt an, durch das Zeitungen und Zeitschriften mit geringer Auflage steuerlich bevorzugt werden. Einmal soll ihnen gestattet werden, Steuerschulden bis zu $ 100 Mio. mit staatlicher Werbung auszugleichen, was bedeutet, dass diese Medienunternehmen, die ihren Verpflichtungen gegenüber dem Fiskus nicht nachgekommen sind, belohnt werden. Zum zweiten sollen die Verlage dieser Medien einen geringeren Satz der MwSt zahlen. Es gibt jedoch keine juristische Grundlage für diese subjektive Differenzierung. 

			***

			Eine Erhebung der Zeitung „Clarín“ über die Preise von 50 allgemein gekauften Produkten in Supermärkten in den Stadvierteln Palermo, Colegiales, Chacarita und Villa Pueyrredón, ergab in 12 Monaten per Ende Mai 2014 eine durchschnittliche Zunahme von 52%. Die wichtigsten Zunahmen betrafen Mehl (+156%), Yerba Mate (+118%), Tomaten (+110%), Reis (+60%) und „Asado-Rindfleisch“ (+60%).

			***

			Der Techint-Konzern hat sich in einer bezahlten Anzeige über das Vorgehen der Lastwagengewerkschaft beklagt, die zum dritten Mal in den letzten Wochen die Fabriken von Ternium Siderar blockiert hat. Seit dem 4. Juni wurde erneut die Zufuhr von Rohstoffen und die Lieferung von Blechen u.a. Stahlprodukten verhindert. Ternium Siderar hat mit dem konkreten Konflikt, auf den sich die Gewerkschaft beruft, nichts zu tun. Es handelt sich die Entlassung von 17 Arbeitern des Transportunternehmens Vilaltella & Valls, das ein Konkursverfahren eingeleitet hat. Dieses Unternehmen war u.a. auch für Siderar tätig, was nicht bedeutet, dass diese Firma auch für dessen Verpflichtungen verantwortlich ist. Diese Blockade stört die Produktion in den verschiedenen Fabriken des Unternehmens und führt schliesslich zur Unterbrechnung der Lieferungen an die Kunden. Siderar hat Klage vor der Justiz gegen die Gewerkschaft eingereicht. Der Leiter der Lastwagengewerkschaft, Hugo Moyano, der auch Vorsitzender eines Teils der CGT ist, hat eine sehr aggressive Haltung eingenommen, und fordert auch eine Lohnerhöhung von 40%.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den die Gewerkschaftszentrale CGT, die von Hugo Moyano geleitet wird, berechnet, hat für Mai eine Zunahme von 2,17% ergeben, und in 12 Monaten eine von 34,63%. Der Wirtschaftler Miguel Bein ist seinerseits auf 2% gelangt, und das Wirtschaftskabinett tippt auf eine offizielle Zunahme von ca. 1,8%. Nächste Woche soll der INDEC-Index bekanntgegeben werden.

			***

			Der Staatssekretär für Agrarwirtschaft, Gabriel Delgado, erklärte, dass die Genehmigungen für Export von Weizen (genannt ROE, Registro de Operaciones de Exportación) binnen 48 Stunden nach Anforderung erteilt werden, sei es direkt oder automatisch, wenn keine Antwort erfolgt. Die Exportanträge werden bis zur Erschöpfung des Kontingentes genehmigt, der für Weizenexporte gilt. 

			***

			Der ehemalige Schatzssekretär Mario Brodersohn (1985/89), der auch schwierige Verhandlungen mit ausländischen Gläubigern geführt hat, weist in einem Artikel in der Zeitung „Clarín“ (1.6.14) darauf hin, dss der argentinische Staat zu viel an die Staaten des Pariser Klubs zahlt. Laut Regierung sollen jetzt u$s 9,7 Mrd. (plus Zinsen, die bei der Ratenzahlung entstehen) gezahlt werden; doch die ZB hatte die Schuld per Ende 2013 auf u$s 7,367 Mrd. geschätzt, was Kapital und Zinsen umfasst. Die Differenz macht u$s 2,333 Mrd. aus. Das war laut Brodersohn der Preis für die Weigerung, die Prüfung der Staatsfinanzen durch den IWF anzunehmen, die der Pariser Klub gefordert hatte. Brodersohn weist darauf hin, dass die argentinische Erfahrung bei Regelungen dieser Art zeigt, dass die Gläubiger sich weigern, einen Kapitalschnitt anzunehmen, jedoch bereit seien, die Strafzinsen ganz oder zum Teil zu erlassen, die einen grossen Teil der Differenz von u$s 2,33 Mrd. ausmachen. Ausserdem hätte eine längere Frist ausgehandelt werden können. 1987 wurde eine Schuld mit dem Pariser Klub auf 10,5 Jahre umgeschuldet, mit einer Karenzfrist von 6 Jahren. Dieses Mal wird im ersten Jahr ein Betrag von u$s 1,15 Mrd. gezahlt, und der Saldo von u$s 8,55 Mrd. in vier Jahresraten, alles ohne Karenzfrist. 

			***

			Die Deputierte Graciela Ocaña hat die Regierung vor Gericht wegen des Vertrages mit dem Spitzenverband des Fussballs, die AFA, angezeigt. Sie wies darauf hin, dass die Regierung folgende Beträge für die Übertragung der lokalen Fussballspiele gezahlt hat: 2009: $ 357,27 Mio.; 2010: $ 619,96 Mio.; 2011: $ 828,50 Mio.; $ 2012: $ 1,29 Mrd.; 2013: $ 1,51 Mrd. Für 2014 sind im Budget $ 1,41 Mrd. vorgesehen, wobei der Betrag voraussichtlich noch erhöht wird. Vor 2009 handelte es sich um ein privates Geschäft, das den Staat kein Geld kostete.

			***

			Der unabhängige Einzelhandel weist einen starken Umsatzrückgang aus. Wie der Verband CAME ermittelt hat, weist Mai einen Rückgang von 8,3% aus, wobei die ersten 5 Monate 2014 um 6,7% unter dem Vorjahr liegen. Sämtliche 22 Sparten des Handels wurden betroffen. Die einzige Teilausnahme stellt der Verkauf von Fernsehapparaten und einigen Sportwaren dar, die eine Beziehung zur Weltmeisterschaft haben. Ebenfalls gab es Zunahmen bei den Produkten, die im Programm der „gepflegten Preise“ enthalten sind, wobei hier eine Verlagerung von teuren Produkten der gleichen Art auf diese stattgefunden hat.

			***

			Die jährlichen Beträge, die der argentinische Staat jetzt auf Grund der Einigung mit Repsol und dem Pariser Klub aufbringen muss, sind folgende: 2014: u$s 994 Mio.; 2015; u$s 1.576 Mio.; 2016: u$s 2.858 Mio.; 2017: u$s 3.277 Mio.; 2018: u$s 2.695 Mio.; 2019: u$s 3.211 Mio. Bei Repsol handelt es sich um Amortisation und Zinsen der Staatsbonds, mit denen der Betrag von u$s 5 Mrd. gezahlt wurde, zu dem noch über u$s 1 Mrd. hinzukommen, die sich aus dem Verlust ergeben, den Repsol beim Verkauf der Titel weit unter Pari erlitten hat, den der Staat zahlt. Die Staatsschuld ist jetzt um u$s 14,61 Mrd. gestiegen, wobei es sich im Wesen um schon bestehende Schulden handelt, die jetzt offiziell zugegeben wurden. 

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat ein Programm der Zahlung an ihre Lieferanten mit Provinzbonds in Höhe von $ 1 Mrd. eingeleitet. Zunächst wurden $ 600 Mio. ausgegeben, denen im Juli $ 100 Mio. und im August $ 300 Mio. folgen sollen. Diese Provinzbonds verfallen am 14. März 2014, und werden in 21 Monatsraten amortisiert und zu Badlar-Satz der privaten Banken (gegenwärtig 24%) verzinst. Wenn diese Bonds übertragbar sind, werden sie zu einem neuen „Provinzgeld“ entarten. Sonst können die Lieferanten sie bei Banken diskontieren und die Zinsdifferenz tragen.

			***

			Wie aus guter Quelle verlautet, arbeitet die Regierung an einem neuen Erdöl- und Gasgesetz, das vornehmlich für die neuen nicht konventionellen Lager, wie „Vaca Muerta“ gedacht ist. Das Kernproblem besteht darin, dass die Erdölprovinzen eigene Unternehmen geschaffen haben, und dann bei der Erteilung von Konzessionen eine Beteiligung derselben aufzwingen. Da diese Unternehmen weder Kapital noch Technologie beitragen, handelt es sich im Wesen um eine zusätzliche Erdölgebühr, wobei die Provinzen in letzter Zeit ohnehin eine Erhöhung der Gebühren verfügen, vor allem bei vorzeitiger Verländerung der Konzessionsverträge. YPF-Generaldirektor Galuccio hat aus diesem Grund schon verzichtet, sich an einer Ausschreibung der Provinz Mendoza zu beteiligen. Planungsminister Julio de Vido sprach jetzt von der Notwendigkeit einer „Harmonisierung“ der Interessen des Nationalstaates und der Provinzen, was auf gut deutsch eine Beschränkung der provinziellen Hoheit bei der Vergebung von Konzessionen bedeutet. Dagegen protestieren die Gouverneure, mit denen sich CFK am Montag treffen wird, um das Thema zu erläutern. Die Nationalregierung hat in diesem Fall recht, besonders angesichts der hohen Investitionen, die für die Ausbeutung der Schieferlager notwendig sind. Aber die Verfassungsreform von 1994 hat den Provinzen die Hoheit über die Erdöl- und Gaskonzessionen erteilt, so dass es nicht einfach ist, das Problem per Gesetz zu lösen.

			***

			Die Anwälte, die den argentinischen Staat in den USA gegenüber den Geierfonds verteidigen, die gegen den Staat klagen, haben in einer vertraulichen Denkschrift (unterzeichnet von Carmine Bocuzzi, von der Anwaltskanzlei Cleary, Gottlieb, Steen & Hamilton), die sie Richter Thomas Griesa übergeben haben, geäussert, dass die beste Option für das Land darin bestehe, dass der Oberste Gerichtshof der USA das Land zu einem neuen Default zwinge, was nachher erlauben könne, alle ausstehenden Staatsbonds umzuschulden. Am 12. Juni soll das Urteil des Obersten Gerichtshofes der USA bekannt werden, und am 30. Juni verfällt eine Amortisationsquote für umgeschuldete Bonds, die nicht gezahlt werden kann, wenn das Urteil negativ für Argentinien ausfällt und die Zahlung an die Holdouts gleichzeitig („pari passu“) mit den Zahlungen an die Inhaberumgeschuldeter Bonds erfolgen muss, wie es Richter Griesa verfügt hat.

			*** 

			Der Gouverneur von Mendoza, Francisco Pérez, hat Verhandlungen mit der japanischen Marubeni aufgenommen, die an der Übernahme des Bergbauprojektes „Potasio Rio Colorado“ interessiert sei, das die brasilianische Vale begonnen, aber dann aufgegeben hat, obwohl sie schon u$s 2 Mrd. investiert hatte. Laut Pérez bestehen zwei Möglichkeiten: dass Vale das Projekt an Marubeni abgibt, oder das sie mit dieser ein Gemeinschaftsunternehmen bildet. Das Projekt wurde auf insgesamt u$s 6 Mrd. veranschlagt. Brasilien importiert 90% seines Kalium-Bedarfs, und Vale hat nach Aufgabe des Projektes in Argentinien ein ähnliches Projekt in Brasilien angekündigt.

			***

			Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien ist im Mai um 21% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat zurückgegangen. Es ist der achte monatliche Rückgang in Folge. Die argentinischen Exporte lagen mit u$s 1,26 Mrd. um 16% unter dem Vorjahr, und der Import aus Brasilien war mit u$s 1,35 Mrd. um 25,8% niedriger. Der Rückgang des Handelsaustausches war besonders betont bei bei Automobilen, Kleinlastern, Lastwagen, Zubehörteilen für die Kfz-Industrie, Lebensmittel und Brenn- und Schmierstoffen. Das Defizit für Argentinien erreichte in 5 Monaten 2014 u$s 380 Mio., 9,7% unter dem Vorjahr. 

			***

			Das Gemeinschaftsunternehmen zwischen Gran Tierra Energy und dem provinzeigenen Energieunternehmen von Formosa, Refsa, hat im Westen der Provinz (in der Nähe von Salta) ein Erdölvorkommen in 4.000 Meter Tiefe entdeckt. Es ist die dritte erfolfgreiche Bohrung dieses Unternehmens.

			***

			Das Unterstaatssekretariat für Wohnung hat berechnet, dass ab 2003 und bis Ende 2014 1,1 Mio. Wohnungen gebaut, erweitert oder verbessert wurden, was ca. 5 Mio. Menschen begünstigt hat. Die von Staat direkt finanziert und gebauten Wohnungen sind bis Ende 2013 ca. 400.000, zu denen noch 150.000 hinzukommen, die sich in Bau befinden. Im Rahmen des Programmes Pro.Cre.Ar. befinden sich 110.911 Wohnungen in Bau, wobei schon 76.906 Kredite für insgesamt $ 20,29 Mrd. vergeben wurden.

			***

			Der Leiter der ANSeS, Diego Bossio, erklärte, der „Garantiefonds für die Haltbarkeit des Rentensystems“, habe $ 398,11 Mrd. erreicht, 21% mehr als Ende Dezember 2014 und 41,9% mehr als vor 12 Monaten. 37,1% der Anlagen bestehen in Dollarbonds. Bossio wies auch darauf hin, dass in den letzten 12 Monaten 334.000 neue Pensionäre in das System aufgenommen worden seien, von denen nur 454 (0,14%), einen Prozess wegen angeblich falscher Berechunung des Pensionsbetrages angestrengt hätten. Die ANSeS habe bisher schon in 42.000 Fällen Klagen von Rentnern, die gerichtlich bestätigt wurden, bezahlt.

			***

			Bei der Wechselausschreibung (Lebac und Nobac) der ZB vom Dienstag wurden Offerten für $ 8,79 Mrd. eingereicht, von denen $ 8,69 Mrd. angenommen wurden. Da bestehende Wechsel für $ 4,07 Mrd. amortisiert wurden, verblieb eine kontraktive monetäre Wirkung von $ 4,62 Mrd. Im Laufe dieses Jahres hat die ZB auf diese Weise schon netto $ 66,2 Mrd. aufgesogen, wobei der Bestand an diesen Wechseln $ 185 Mrd. erreicht hat. Lebac auf 98 bis 112 Tage wurden zu 26,98%, bzw. 26,98% verzinst, und bei längeren Fristen waren die Zinsen höher, bis zu 28,28% bei 364 Tagen. Abgesehen von den Pesowechseln wurden auch Dollarwechsel ausgeschrieben und für u$s 43 Mio. zugeteilt, bei Zinsen von 2,5% bis 4%. 

			***

			Die Gewerkschaft des Staatsunternehmens AYSA („Agua y Saneamientos Ambientales“), das die Wasserversorgung und –entsorgung in der Bundeshauptstadt und Umgebung betreibt, weist in einer bezahlten Anzeige auf die Fortschritte hin, die ab 2006 erreicht worden sind. Der Ursprung des Unternehmens geht auf das Jahr 1912 zurück, als „Obras Sanitarias de la Nación“ geschaffen wurde. 1992 wurde dieses Unternehmen, das grosse Probleme aufwies (u.a., dass das Wasser nicht trinkfähig war, ein Wasserverlust von ca. 30% bei den Röhren bestand, und allgemein die Einrichtungen verkommen waren) privatisiert, und dabei wurde „Aguas Argentinas S.A.“ gebildet, kontrolliert von der französischen Suez, mit Aguas de Barcelona als Minderheitspartner. Die Einrichtungen wurden dann instand gesetzt und stark ausgeweitet. Trotz der hervorragenden Leistung wurde das Unternehmen 1996 verstaatlicht (ohne Entschädigung), wobei eine Schuld gegenüber Banken von u$s 700 Mio. bis heute nicht gezahlt wurde. Seit der Übernahme hat der Staat $ 16 Mrd. investiert, 2,5 Mio. neue Verbraucher mit Wasser versorgt und 1,8 Mio. mit Kloaken, und dabei 4.300 km Wasserleitungen und 2.700 km Abwasserleitungen gelegt. Was die Gewerkschaft verschweigt, ist die Tatsache, das gleich nach der Rückverstaatlichung ca. tausend unnötige Angestellte eingestellt wurden, und das Unternehmen seither einen Betriebsverlust aufweist, der zum Investitionsbedarf hinzukommt, alles vom Schatzamt finanziert. Unter privater Verwaltung kostete dies das Schatzamt nichts.

			***

			YPF hat bei der Unterbringung des neuen Bonds nur $ 200,76 Mio. eingenommen, weit entfernt von den anvisierten $ 300 Mio. Dieser Bond in Pesos wird zu 20% verzinst, mit 6 Punkten zusätzlich, die an die Produktionszunahme gebunden sind, bis zu insgesamt 26%. Insgesamt zeichneten 6.844 Sparer dieses Wertpapier. 

			***

			Im April wurden in der Bundeshauptstadt 2.681 Immobilien notariell übertragen, 2,05% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Notare der Stadt mit. In Werten waren es $ 2 Mrd., 46,31% über dem Vorjahr. In den ersten vier Monaten 2014 wurden 8.930 Immobilien übertragen, 32,22% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Textilarbeiter erhalten eine Lohnerhöhung von insgesamt 29,8%, von der 18% ab 1. Juni und 10% kumulativ ab 1. Oktober gezahlt werden. Das wurde dank Rezession erreicht. Der Generalsekretär der Gewerkschaft, Jorge Lobais, wies darauf hin, dass in diesen Zeiten die Arbeitsplätze erhalten werden müssen. Bei der offiziellen Lohnpolitik gilt jetzt eine ungeschriebene Höchstgrenze von 30%. 

			***

			Der Konsum von elektrischen Haushaltsgeräten, Computern u. dgl. lag in Einheiten in den ersten 4 Monaten 2014 um 7,4% unter dem Vorjahr. Am höchsten war der Rückgang bei Informatikprodukten, mit 14,7%. Hingegen fand bei Telefonen (vornehmlich Mobiltelefone) eine Zunahme von 10,8% statt, und bei Photoapparaten eine von 3,2%. 

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat jetzt das System der „gepflegten Preise“ weiter ausgedehnt. Ein Netz von kleinen Einzelhandelsgeschäften wurde jetzt im Rahmen des Programmes COM.PR.AR eingeschlossen. Prinzipiell werden 312 Produkte erfasst, zu denen unlängst auch Motorräder und Baumaterialien hinzugefügt wurden. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der Autobauer Daimler will in Brasilien wegen der schwächelnden Wirtschaft bis zu 1600 Stellen im Nutzfahrzeuggeschäft abbauen. Im Rahmen eines freiwilligen Programms sollen Mitarbeiter der Tochter Mercedes-Benz do Brasil im Lkw- und Bus-Bereich ausscheiden. Das Abbauprogramm hatte Daimler bereits zu Jahresbeginn angekündigt. Wie lange es läuft, ist noch offen. Insgesamt hat Mercedes-Benz do Brasil 12 000 Mitarbeiter. Auch bei anderen Herstellern hakt es derzeit in Brasilien. Zuletzt berichtete etwa der Lastwagen- und Maschinenbauer MAN von Gegenwind. Neben der Abwertung der Währung machten der Sparte MAN Latin America vor allem strengere Regeln bei staatlichen Unterstützungen für den Kauf neuer Lkw zu schaffen. (dpa)

			***

			Die Europäische Union bleibt für Brasilien der wichtigste Handelspartner. 21% der Einfuhren im Gesamtwert von rund u$sd 240 Mrd. kamen 2013 aus der EU, wie das Statistische Bundesamt am Dienstag in Wiesbaden berichtete. Europa lag damit weiterhin vor China (15,6%) und den USA (15,1% ). Die wichtigsten Einfuhrgüter aus der EU waren Autoteile und Arzneimittel. Aus Deutschland kamen Waren im Wert von u$s 15,2 Mrd., was einem knappen Drittel der Importe aus der EU von rund u$s 50 Mrd. entspricht. Dem standen brasilianische Exporte nach Deutschland im Wert von u$s 6,6 Mrd. gegenüber. Vor allem mit Rohstoff-Exporten erzielt Brasilien im globalen Maßstab einen leichten Außenhandelsüberschuss. (dpa)

			***

			ThyssenKrupp hat einen neuen Chef für sein Krisen-Stahlwerk in Brasilien berufen. Seit dem Monatsbeginn leitet Walter Medeiros die Anlage, deren Bau den gesamten Konzern in große Schwierigkeiten gebracht hatte. Im Mai hatte ThyssenKrupp mitgeteilt, dass das brasilianische Werk in diesem Jahr operativ bereits die Gewinnschwelle erreichen könnte. Ursprünglich hatte sich der Konzern das erst im Geschäftsjahr 2014/15 für die 2010 in Betrieb genommene Anlage vorgenommen. Nachdem schon in der Bauphase die Kosten aus dem Ruder gelaufen waren, hatte es auch beim Hochfahren des Werks immer wieder Rückschläge gegeben. Gern hätte Vorstandschef Heinrich Hiesinger das Werk zusammen mit einer Weiterverarbeitungsanlage im US-Bundesstaat Alabama verkauft. Doch nach langen Verhandlungen gelang Ende 2013 nur die Trennung vom US-Werk. Dafür kassierte ThyssenKrupp u$s 1,55 Mrd. Zudem verpflichtete sich das Käuferkonsortium von ArcelorMittal und Nippon Steel, 40% der Jahresproduktion aus Brasilien abzunehmen. (dpa)

			***

			Die brasilianische Regierung beschloss, die Steuer von 6% auf kurzfristige Auslandskredite abzuschaffen. Vorher hatte die ZB die Offerten an Swaps in Dollar verdoppelt. Mit diesen Massnahmen soll ein Kursverfall des Real vermieden werden.

			***

			Die italienische ENI und die spanische Repsol werden je u$s 500 Mio. mit der venezolanischen PDVSA investieren, um das Gaslager La Perla 3X in Venezuela zu erforschen und auszubeuten, das Gasreserven in Höhe von 17 Bio. cbm aufweist und 1,2 Mrd. cbm Gas pro Tag liefern soll. ENI und Repsol werden eine Beteiligung von je 20% haben, und PDVSA eine von 60%.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Lufthansa

			[image: lufthansa_boing.jpg]

			Die deutsche Airline bietet bis zum Montag (9.6.14) Sondertarife für Flüge nach Athen (u$s 1.594), Barcelona (u$s 1.427), Berlin (u$s 1.551) und Venedig (u$s 1.428). Die Passagen können laut Option 1 für Flüge bis zum 30. Juni 2014, und laut Option 2, bis zum 30. November 2014 verwendet werden. Ab 26. Oktober wird Lufthansa für die Flüge von Buenos Aires nach Frankfurt, und umgekehrt, ihre modernste Maschine einsetzen, den Boeing 747-8.

			Knauf

			Dieses deutsche Unternehmen, mit Fabrik in Mendoza, hat eine Investition von u$s 26,6 Mio. vollendet, mit der die Fabrikation von Gipsplatten erweitert wurde. Die Fabrik wurde 2001 eingeweiht, mit einer Investition von u$s 41 Mio. Erzeugt werden Teile für den Trockenbau, an erster Stelle Gipsplatten, dann auch galvanisierte Stahlprofile und die Masse für die Zusammenstellung. Knauf verwendet Gipsgestein, das in Mendoza vorhanden ist. Diese Baumaterialien erlauben eine Verbilligung und Beschleunigung des Baus von Wohnungen, indem interne Wände aus diesen Platten eingesetzt werden.

			YPF

			Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen gab die Entdeckung eines neuen Gaslagers in Paso de las Bardas, im Süden der Provinz Mendoza, bekannt, das nach provisorischen Schätzungen die Gasreserven der Provinz um 10% (25 Mio. Barrel in äquivalentem Erdöl) erhöht. Dieses Lager liegt in 2.784 Metern Tiefe. In der Gegend besteht schon die notwendige Infrastruktur (für Trennung der Gaskomponten, Kompression und auch eine Gasleitung, die mit dem Netz verbindet), so dass diese Gasförderung unmittelbar verwendet werden kann. 

			Medanito-Flargent

			Diese Gruppe hat der Industrieministerin Debora Giorgi eine Investition von u$s 100 Mio. mitgeteilt, die dazu bestimmt ist, die lokale Erzeugung von Gütern für die Erdölwirtschaft zu erhöhen und dabei Importe zu ersetzen. Das Unternehmen hat schon $ 60 Mio. an weichen Krediten im Rahmen des „Bicentenario-Planes“ für dieses Programm erhalten. Der Exekutivdirektor von Medanito, Andrés Carosio, und der von Flargent, Marcelo Tournon, wiesen darauf hin, dass ihre Unternehmen zwischen 2010 und 2013 schon u$s 215 Mio. investiert hätten, wobei der Umsatz von u$s 83 Mio. 2010 auf u$s 194 Mio. 2013 gestiegen sei, und dieses Jahr ein noch höherer erreicht werden soll.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Vergeudung öffentlicher Gelder hört nicht auf

			Die Kirchner-Regierungen zeichnen sich durch eine gigantische Vergeudung öffentlicher Mittel aus, wie es sie bisher nie, auch nicht entfernt, gegeben hat. CFK handelt, wie wenn das Geld der Staatskasse sich nie erschöpfen würde, und hat nicht den geringsten Sinn für Sorgfalt bei den Staatausgaben. Das fängt mit ihrem persönlichen Verhalten an. Die Wochenendflüge nach Calafate, in grossen Maschinen, sind unverschämt teuer, und noch mehr ihre Auslandsreisen, mit zahlreicher Begleitung und Aufenthalt in den teuersten Luxushotels. Es ist ein sehr schlechtes Beispiel für die hohen Beamten, von denen viele sich dann ähnlich verhalten. Es ist kaum möglich, eine Sparpolitik durchzuführen, wenn das Beispiel nicht von oben kommt. Die grosse Veranstaltung auf der „Plaza de Mayo“ anlässlich des 25. Mai, mit Musik und regierungstreuen Gruppen, die auf Staatskosten hingebracht wurden, hat viel Geld gekostet (mindestens $ 10 Mio.), und hatte überhaupt keinen vernünftigen Sinn. CFK hat dabei auch keine wichtige Ankündigung gemacht, sondern nur wiederholt, was sie sonst schon mehrmals gesagt hat. Auch wenn dieses Fest den Kohl nicht fett macht, ist es ein weiteres Symbol der Vergeudung.

			Jetzt will die Regierung die sogenannte „Universität“ des Menschenrechtsverbandes „Madres de Plaza de Mayo“ übernehmen (der Senat hat schon zugestimmt), was bedeutet, dass unmittelbar eine Schuld von über $ 200 Mio. gezahlt werden muss, und dann auch das Bestehen dieses eigenartigen Institutes finanziert wird, das gewiss keine Universität ist, und im Wesen nur marxistische Ideologie u.dgl. lehrt. Es ist ebenfalls bedenklich, dass junge Menschen überzeugt werden, an dieser Universität zu studieren, die Titel ausstellt, die praktisch wertlos sind. Wenn jemand sich um eine Arbeit bemüht, und einen Titel dieser Universität ausweist, wird er von vorne herein ausgeschlossen. Es ist ein Betrug an jungen Menschen.

			Ähnlich, auch wenn nicht ganz so schlimm, ist es mit den neuen Universitäten, die die Kirchners zugelassen haben, wie unlängst eine im Vorort Berazategui. Diese Universitäten, für die zunächst viel Geld aufgewendet werden muss, kosten pro Student das vielfache der nationalen Universität von Buenos Aires (oft 5 Mal und mehr so viel) und die Qualität der Ausbildung ist schlechter, weil es ihnen schwer fällt, gute Professoren anzuheuern. Bei vielen provinziellen Universitäten, die in den letzten zwei Jahrzehnten und zum Teil auch schon lange vorher gegründet wurden, wäre es unverhältnismässig billiger und für die Studenten auch besser, diesen Stipendien für das Studium in den grossen nationalen Universitäten zu zahlen, als diese lokalen Universitäten aufrecht zu erhalten. Beim gegenwärtig bestehenden Überschuss an Akademikern fällt die Qualität der Ausbildung und das Prestige des Titels stark ins Gewicht. Diese neuen Universitäten sind somit im Wesen auch eine Täuschung junger Menschen, die sich dabei grossen Hoffnungen hingeben, die mit einer Enttäuschung enden.

			Zurück zu den Madres. Néstor Kirchner hatte ihnen Mittel für den Wohnungsbau zugeteilt, was überhaupt keinen Sinn hat. Der Bau von Sozialwohnungen, bei denen die Kosten so niedrig wie möglich gehalten werden müssen, ist sehr schwierig und kann nur von spezialisierten Bauunternehmen vollzogen werden. Néstor K. hätte den „Madres“ bestenfalls die Zuteilung einer bestimmten Zahl von Wohnungen überlassen können, aber gewiss nicht den Bau, bei dem staatliche Mittel eingesetzt und zum grossen Teil vergeudet werden. Nach dem Skandal, der hier vor einigen Jahren schon platzte, weil Mittel entwendet wurden, blieben viele Bauprojekte unvollendet. Die Regierung hat es nicht einmal verstanden, diese Objekte zu übernehmen und die Wohnungen fertig zu stellen. Hier wurde ein Betrag vergeudet, der umgerechnt nicht unter u$s 200 Mio. liegt.

			Auch Tecnópolis, das Ausstellungsgelände im Vorort Vicente López, ist reine Geldvergeudung. Diese Ausstellung hätte viel besser auf dem Gelände bei der Plaza Italia durchgeführt werden können, das die „Sociedad Rural Argentina“ mit einem Partner betreibt. Die jährliche landwirtschaftliche Ausstellung, mit Rassenstieren im Mittelpunkt, beansprucht zwei Wochen. Mit Vorbereitung und Abbau mag es einen Monat sein, wobei nur ein Teil der Einrichtungen verwendet wird. Dann finden viele andere Ausstellungen statt, von denen die Buchmesse die meisten Besucher anzieht, mehr als die Landwirtschaftsausstellung. Was in Tecnópolis gezeigt wird, kann genau so gut dort vorgestellt werden, wobei dieses Gelände für die meisten Besucher viel zugänglicher ist. Mit einer Miete wäre der Fall gelöst worden. In Tecnópòlis wurde ein hoher Betrag investiert (nicht unter u$s 100 Mio.), wobei ausserdem der Abfluss des Wassers über einen unterirdischen Kanal zum Río de la Plata verbaut wurde, so dass jetzt bei hohen Regenfällen in der Gegend das ganze Wasser über den unterirdischen Medrano-Fluss in die Bundeshauptstadt fliesst und das Viertel Saavedra überschwemmt. Fast alle Projekte der Kirchner-Regierung kennzeichnen sich auch dadurch, dass sie nicht gründlich studiert werden, was die Vergeudung noch erhöht.

			Das Musterbeispiel ist hier das Wärmekraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, das für einen Kohlenverbrauch von über einer Million Tonne jährlich geplant wurde, wobei das Kohlenbergwerk knapp über 200.000 Jato erzeugt. Abgesehen davon ist es sehr teuer, diesen Strom bis zu den Konsumzentren zu befördern, u.a. weil dabei bis zu 30% verloren geht. Das Werk wird schliesslich mit Zinsen während der Bauzeit über u$s 2 Mrd. kosten, wobei der Strom dann stark subventioniert werden muss, da die Kosten weit über dem normalen Strompreis liegen, der im Land gilt. Auch wird der Staat für die Amortisation des Kredites einspringen müssen, mit dem die Turbinen u.a. Anlagen finanziert wurden. 

			Auch die beiden grossen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz stellen eine gewaltige Vergeudung dar. Es handelt sich um Projekte, bei denen die vollen Stromkosten schliesslich mehr als doppelt so hoch liegen werden, wie bei anderen möglichen Wasserkraftwerken (was in einer Studie des Energiesekretariates ermittelt wurde), so dass auch hier ein Subventionsbedarf entsteht, der die Staatskasse belastet. Andere möglichen Wasserkraftwerke sind viel wirtschaflicher, an erster Stelle das von „Aña Cua“, ein Nebenarm des Paraná-Flusses, der das Kraftwerk Yacyretá umgeht. Doch dieses gute Projekt, das pro KW einen Bruchteil der Investition beansprucht, wie die Kraftwerke in Santa Cruz, wird vorerst bei Seite gelassen.

			Die Enteignung der Druckerei Ciccone Calcográfica ist ebenfalls reine Vergeudung, auch wenn schliesslich nichts an die Aktionäre gezahlt wird. Bisher hat sich eigenartigerweise niemand gemeldet. Das Unternehmen war vorher in Konkurs geraten und war sehr wahrscheinlich wegen der hohen Passiven nicht viel wert. Die Münzanstalt brauchte die Maschinen von Ciccone nicht, muss aber jetzt einen hohen Betriebsverlust tragen, vornehmlich weil die Belegschaft voll erhalten wird. Die Münzanstalt hat eine sehr leistungsfähige eigene Druckerei für Geldscheine, Schecks u.a. Objekte, die Sicherheitsdruck erfordern. In früheren Zeiten wurde der Druck von Geldscheinen für niedrige Werte (die nicht gefälscht werden, weil es sich nicht lohnt) an die privaten Druckereien Ciccone und Boldt vergeben. In den 90er Jahren hat die Münzanstalt auch Druckmaschinen für diesen Zweck gekauft, und dann weniger Aufträge an Dritte vergeben. Eventuell müsste die Münzanstalt ihre Maschinen zum Teil erneuern und ihre Kapazität erweitern. Das wäre unverhältnismässig billiger gewesen, als der Kauf von Ciccone, wobei bei einem normalen Konkursverfahren eventuell einige Maschinen billig hätten gekauft werden können, ohne die schwere Last des ganzen Betriebes zu tragen. Ebenfalls wäre es wirtschaftlicher, auch Geldscheine von $ 200 und eventuell sogar $ 500 zu drucken, was den Notenbedarf verringert. Es ist schlimm, dass die Regierungsmehrheit im Kongress dieser Enteignung zugestimmt hat, ohne den Fall zur prüfen, wie es ihre Aufgabe war. Auch die Opposition hat den Fall nicht studiert. Einfach unverantwortlich!

			Die Vergeudung, die überall zum Ausdruck kommt, hat jetzt auch eine finanzielle Seite. An die Staaten des Pariser Klubs werden jetzt gut eine Milliarde Dollar mehr gezahlt, als es hätte sein können, wenn die Prüfung der Staatsfinanzen durch den IWF zugelassen worden wäre. Die Strafzinsen, mit denen man auf den Betrag von u$s 9,7 Mrd. gelangt, hätten bestimmt diskutiert und wohl um bis zu u$s 1 Mrd. verringert werden können. Allgemein kostet der immer noch bestehende Defaultzustand viel Geld, da der Staat dabei allgemein höhere Zinsen zahlen muss. Das hat im Fall von Repsol die Entschädigung für die Kursdifferenz erhöht, die beim Verkauf der Staatsbonds entstanden ist, die die Firma erhielt und sofort verkauft hat. Auch die Zahlung an Holdouts u.a. Gläubiger wird schliesslich mehr kosten, als es bei rechtzeitigen Verhandlungen und Kompromisslösungen möglich gewesen wäre. Die Politisierung der internationalen Finanzbeziehungen kostet schliesslich enorm viel Geld. Das wird von der Regierung überhaupt nicht erwähnt.

			Die Vergeudung hat noch viele andere Formen. Bei den Subventionen für öffentliche Dienste hat ein grosser Teil keine soziale Rechtfertigung und stellt somit reine Vergeudung dar. Die übertriebenen und nicht gerechtfertigten Ausgaben für Staatspropaganda, das Programm Fussball für alle und die unnötige Erweiterung der Staatsstruktur, mit neuen Ministerien (wie jetzt das Kulturministerium) und einer Unmenge von überflüssigen Staatssekretarian u.a Ämtern, all das ist reine Vergeudung. Der Gipfel wurde letzte Woche erreicht, mit der Schaffung eines „Staatssekretariates für die strategische Koordinierung des Nationalen Denkens“, das für Ricardo Forster massgeschneidert wurde, der die K-Intelektuellen von „Carta Abierta“ leitet. Ebenfalls gehört die Ernennung 1,2 Mio. unnötigen Staatsangestellten (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) unter den Kirchners zu dieser Verschwendungspolitik. Jetzt sind es insgesamt 3,4 Mio., 54% mehr als 2003. Auch das dauert an: in fünf Monaten 2014 hat Vizepräsident Boudou im Senat 750 neue unnötige Angestellte aufgenommen. Seit er im Amt ist, sind es ca. 2.000 mehr, so dass jetzt 5.700 Angestellte dort tätig sind, von denen man nicht weiss, was sie tun.

			In der Diskussion über die argentinische Wirtschaft und Wirtschaftspolitik taucht die Notwendigikeit des Abbaus von Staatsausgaben immer stärker auf. Dabei wird jedoch, auch von der Opposition, nur ausnahms-weise auf die Vergeudung öffentlicher Gelder hingewiesen, die etwas anderes ist, als die Korruption, die stets hervorgehoben wird, jedoch gesamthaft viel weniger kostet. Wenn die Mittel des Staates gehütet werden, mit einer systematischen Vermeidung der Vergeudung, könnte das bestehende Defizit bestimmt kurzfristig ausgemerzt werden, und darüber hinaus, die erdrückende Staatsquote auf ein vernünftiges Mass herabgesetzt werden.

			Wirtschaftsminister Kicillof hat überhaupt keinen Sinn für dies. Im Gegenteil, er tritt für hohe Staatsausgaben ein. Bei einer jüngsten Pressekonferenz empfahl er, Kapitel 16, 17 und 18 der „Allgemeine Theorie“ des Ökonomen John Maynard Keynes zu lesen (was wir sofort getan haben). Dort verteidigt dieser die These der Erhaltung der Konsumnachfrage gegenüber der klassischen Auffassung, dass gespart werden muss, um Investitionen zu finanzieren. Laut Keynes investieren die Unternehmer nur, wenn eine hohe Nachfrage besteht. Ebenfalls tritt er hier unter bestimmten Umständen für Geldschöpfung als politische Entscheidung ein. Man sollte sich jedoch vor Augen halten, dass Keynes sein Hauptwerk schrieb, als die Megakrise der 30er Jahre ihren Höhepunkt erreichte. Minister Kicillof wäre gut beraten, wenn er zum Jahr 2014 zurückkehrt und sich bemüht, das Effizienzkonzept zu verstehen, und dabei auch von Keynes auf Josepf Schumpeter übergeht, der die unternehmerische Innovation in den Mittelpunkt der wirtschaftlichen Dynamik gestellt hat, was nach der technologischen Revolution der 90er Jahre noch aktueller geworden ist. 

			Man kann sich über den Umfang der Staatsausgaben streiten. Sozialisten u.a. treten dabei für einen grossen Staat ein. Aber die staatliche Ineffizienz, die im Extremfall in reine Vergeudung ausartet, kann niemand befürworten, und auch Kicillof sollte es nicht tun. Zur Erinnerung: auch Lenin sagte seinen Mitarbeitern, die Effizienz sei kein kapitalistisches Konzept, sondern müsse auch im Kommunismus gelten. Was er nicht begreifen konnte, ist, dass der Kommunismus in seinem Wesen ineffizient ist. Und vom argentinischen Staat ein effizientes Verhalten zu erwarten, ist auch eine Illusion, weshalb es bestimmt besser ist, wenn der Staat zu Gunsten der Privatwirtschaft verkleinert wird und mehr mit dieser zusammenwirkt.
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			Die Krise der Kfz-Wirtschaft

			Die lokalen Fabriken von Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen haben Probleme. Der Verkauf der Agenturen an ihre Kunden ist, gemessen an den Eintragungen in das nationale Kfz-Register, in 12 Monaten zum Mai 2014 um 39,5% gefallen, auf 55.931 Einheiten, und lag in den ersten fünf Monaten 2014 um 22,7% unter dem Vorjahr. Der Verkauf vom Mai 2014 lag auch um 18% unter Mai 2011 und um 27% unter Mai 2012. In 5 Monaten 2014 lag der Verkauf an die Kunden mit 328.709 Einheiten um 22,7% unter dem Vorjahr. Die Abnahme lag bei Automobilen mit 24,8% über dem Durchschnitt, bei Lastwagen und Kleinlastern nur 15%. 

			Diese Entwicklung war zu erwarten. Im Jahr 2013 lagen die Endverkäufe mit 955.012 Einheiten um 13,5% über dem Vorjahr, und mehr als doppelt so hoch wie wenige Jahre zuvor. Das war anormal, zumal sich die Konjunktur schon 2012 beruhigt hatte. Für 2014 war somit ein Rückgang vorweggenommen worden. Neu ist jetzt, dass dieser höher als erwartet ist, so dass man für dieses Jahr mit einem Endverkauf von etwa 600.000 Kfz rechnen kann, ca. 35% weniger als im Vorjahr. Ein Teil des Rückganges ist auch auf dieSondersteuer auf teure Automobile zurückzuführen, die dieses Jahr eingeführt wurde. Das führt dazu, dass die Inhaber von Automobilen dieser Klasse, sie länger behalten, statt zu erneuern, wobei die meisten auch nicht bereit sind, auf billigere Modelle überzugehen.

			Dieser Absatzrückgang hat dazu geführt, dass die lokale Kfz-Produktion im Mai mit 50.938 Einheiten um 36% unter dem Vorjahr 2014 lag, die Lieferungen an Agenturen sogar um 40,9% und der Export mit 30.130 Einheiten um 39,2%. Hier hat sich besonders die gesunkene Nachfrage in Brasilien ausgewirkt, das für fast 90% der Exporte verantwortlich ist. In 5 Monaten lag die Fabrikation um 22,2%, die Lieferungen an Agenturen um 32,3% und die Exporte um 24,3% unter dem Vorjahr.

			Die lokalen Fabriken mussten sich somit auf eine geringere Produktion einstellen, was auch zu Entlassungen führt, einige zeitlich bedingt u.a. definitiv. Das ist immer konfliktiv. Doch jetzt kam noch ein Streik bei einem Zulieferanten, die Firma Gestamp (von spanischem Kapital), hinzu, die auch Personal zeitbedingt entlassen hatte. Da die Kfz-Fabriken mit niedrigen Lagerbeständen arbeiten, und auf das System „just in time“ übergegangen sind, hat dies sofort dazu geführt, dass Fabriken, die Teile von Gestamp beziehen, stillgelegt werden mussten. 

			Hier ist ein politischer Konflikt hinzugekommen. Die politische Linke, in diesem Fall das „Partido Obrero“ (PO), geleitet vom Erzkommunisten Jorge Altamira (der in Wirklichkeit Hugo Wermus heisst), hat erreicht, bei der Betriebsgewerkschaft von Gestamp Fuss zu fassen, und versucht dabei, einen noch grösseren Konflikt herbeizuführen, um die traditionelle Gewerkschaft der Branche, SMATA, zu schwächen. Der Leiter dieser Gewerkschaft, Ricardo Pignanelli hat dieses politische Manöver sofort erkannt und gegegen das PO Stellung genommen. SMATA hatte mit Gestamp eine Einigung erreicht, die in der Zahlung von 80% der Löhne an die nicht beschäftigten Arbeiter bestand. Das war gewiss nicht schlecht. Doch 69 Arbeiter haben trotzdem gestreikt (auf Anweisung des PO), und dabei die Politik der Gewerkschaft durchkreuzt, die sich der Lage bewusst ist und sich zusammen mit den Unternehmen bemüht, dass der Schaden für die Belegschaften so gering wie möglich ist. Die Regierung hat sich beim Konflikt bei Gestamp wie üblich passiv verhalten und die „obligatorische Schlichtungsperiode“ erst verspätet verfügt, als der Schaden schon geschehen war.

		

	